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Einleitung

I. Fragestellung:  
Der Einzelne im europäischen Verwaltungsgefüge

Die Gegenwart gilt weithin als das Zeitalter der Menschenrechte.1 Das Leit-
bild des Individuums als Grund und Grenze öffentlicher Gewalt konturiert mit 
nie da gewesener Strahlkraft das Mehr-Ebenen-System des modernen Rechts. 
Auf internationaler und supranationaler Ebene ist die Normativität der Indivi-
dualrechte von der völkervertraglichen Grundlegung nach 19452 bis zur Ver-
abschiedung der EU-Grundrechtecharta zu Beginn des 21. Jahrhunderts3 ste-
tig gestiegen,4 befördert durch eine wachsende Zahl übernationaler Gerichte 
und Tribunale.5 Auf nationaler Ebene hat die Sogwirkung der Grund- und 
Menschenrechte den tradierten Stufenbau der Rechtsordnung nachdrücklich 
ins Wanken gebracht. So überformen die Grundrechte im deutschen Verwal-
tungsrecht die tradierten Rechtsinstitute6 und fundieren das freie Subjekt als  

1  L. Henkin, The Age of Rights, 1990, S. IX und passim; N. Bobbio, Das Zeitalter der 
Menschenrechte, 1999, S. 37 ff.; S. Moyn, The Last Utopia, 2010, S. 176 ff.; H. Joas, Die Sa-
kralität der Person, 2011, S. 19 f., 265 ff. und passim; P. Häberle, in: FS Georg Ress, 2005, 
S. 1163 ff.; A. Nußberger, in: FS Klaus Stern, 2012, S. 117 (118 ff.); A. Barak, The Judge in a 
Democracy, 2006, S. 81.

2  Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945, BGBl. 1973 II S. 431; Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, UN-Resolution 217 A (III); Euro-
päische Menschenrechtskonvention vom 4. November 1950, BGBl. 1952 II S. 685, 686, 953.

3  Charta der Grundrechte der Europäischen Union, proklamiert am 7.12.2000, ABl. 2000, 
C 364/1; verabschiedet am 12. Dezember 2007, ABl. 2007, C 303/1.

4  E. Klein, in: Pollmann/Lohmann, Menschenrechte, 2012, S. 123 ff.; J. Delbrück, in: FS 
Edzard Schmidt-Jortzig, 2011, S. 665 ff.; zur Beharrungskraft der Grund- und Menschen-
rechte im „War on Terror“ nach dem 11. September 2001 die habeas corpus-Rechtsprechung 
des U.S. Supreme Courts in Hamdi v. Rumsfeld, 542 U.S. 507 (2004); Boumediene v. Bush, 
553 U.S. 723 (2008); die Mobilisierung der EU-Grundrechte gegen Maßnahmen des UN-
Sicherheitsrats in EuGH, verb. Rs. C-402/05 P u. C-415/05 P, Slg. 2008, I-6351 – Kadi; entlang 
der Menschenwürde BVerfGE 115, 118 (151 ff.) – Luftsicherheitsgesetz; dazu nur O. Lepsius, 
in: Mit Recht für Menschenwürde und Verfassungsstaat, 2006, S. 47 ff. 

5  G. Nicolaou, in: FS Renate Jaeger, 2011, S. 163 ff.; A.-M. Slaughter, HarvILJ 44 (2003), 
S. 191 ff.; Ch. Gusy, Der Staat 47 (2008), S. 511 ff.; A. v. Bogdandy/J. v. Bernstorff, EuR 2010, 
S. 141 ff.

6  E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2004, 
Kap. 1, Rn. 1 ff., 79 ff.; R. Wahl, Herausforderungen und Antworten: Das Öffentliche Recht 
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a priori,7 Ausgangs- und Zurechnungspunkt8 allen Verwaltungshandelns. 
Auch andere verfassungsgebundene Verwaltungsrechtssysteme begannen in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts vom Selbststand des Einzelnen her zu 
operieren, so in den USA, in England und Frankreich.9 Demgegenüber hat im 
Verwaltungsrecht der Europäischen Union die Positionsbestimmung gerade 
erst begonnen. Lange Zeit entwickelte sich das europäische Verwaltungsrecht 
nicht unter individuellen, sondern unter institutionellen Vorzeichen. Besonders 
wirkmächtig war dabei die frühe Deutung der Europäischen Gemeinschaften 
als „Zweckverbände funktioneller Integration“.10 In dieser Perspektive speiste 
sich das Erkenntnisinteresse an der Erschließung europäischer administrativer 
Handlungszusammenhänge maßgeblich aus dem Faszinosum funktionsbezo-
gener supranationaler Organisationseinheiten, die weitreichende, vormals na-
tional aggregierte Verwaltungskompetenzen absorbieren.11 Auch die Entwick-
lung des „Europäischen Verwaltungsrechts“ zur eigenständigen Teildisziplin 
der Europarechtswissenschaft in den 1980er Jahren war von institutionellen 
Fragen dominiert, ebenso die neueren Forschungsleitbilder der Mehr-Ebe-
nen-Verwaltung und des europäischen Verwaltungsverbundes.12

Das breite Interesse für die Vollzugskompetenzen der Kommission und 
die vertikale, horizontale und diagonale Vernetzung supranationaler und na-
tionaler Behörden stellte das rechtliche Schicksal des Einzelnen lange Zeit in 
den Schatten. Die Konsequenzen des weitreichenden institutionellen Wan-
dels für Bürger und Unternehmen der EU blieben oftmals ungewiss. Nur mit 
Verzögerung brach sich der globale Subjektivierungstrend Bahn, der im Zei-
chen des Aufstiegs der Grund- und Menschenrechte das nationale und inter-
nationale Recht erfasst hat.13 Im europäischen Verwaltungsrecht dominierten 
funktional-instrumentelle Deutungen der Rechtsstellung des Einzelnen. Da-
nach soll die Zuordnung von individuellen Rechten als verwaltungsrechtliche 

der letzten fünf Jahrzehnte, 2006, S. 23 f.; Ch. Schönberger, in: Das Bonner Grundgesetz, 
2006, S. 53 (71 ff.).

  7  J. Masing, in: GVwR I, 2. Aufl. 2012, § 7, Rn. 8.
  8  O. Lepsius, Steuerungsdiskussion, Systemtheorie und Parlamentarismuskritik, 1999, 

S. 61.
  9  Zum US-amerikanischen Verwaltungsrecht J. L. Mashaw, Due Process in the Admi-

nistrative State, 1985, S. 158 ff. und passim; mit Blick auf England und das Commonwealth  
T. Poole, in: Administrative Law in a Changing State, 2008, S. 15 ff.; zur Entwicklung in 
Frankreich L. Favoreu, in: Mélanges en hommage à Roland Drago, 1996, S. 25 ff.; M. de S.-O.-
L’E. Lasser, Judicial Transformations, 2009, S. 56 ff.; außerdem die empirische Bestandsauf-
nahme von Grundrechtswirkungen im Verwaltungsrecht bei T. Ginsburg, in: Comparative 
Administrative Law, 2010, S. 117 (123 f.).

10  H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, S. 197 ff.
11  Zur Vorreiterrolle der supranationalen Verwaltungstätigkeit der europäischen Kom-

mission im globalen Maßstab nachfolgend v.a. Teil D., I.
12  Näher sogleich Einl., III.
13  Dazu die Nw. in Fn. 6 ff. und nachfolgend bei Teil B., I.
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Ausdrucksform eines „funktionalistisch reduzierten Personenkonzepts“14 im 
Interesse übergeordneter integrationsstrategischer Zielsetzungen erfolgen.15 
Jedoch hat sich die Position des Einzelnen im europäischen Verwaltungsge-
füge seit den 1990er Jahren verschoben. Mit den Normativitätsschüben der Ver-
träge von Maastricht und Lissabon ging die Positivierung der richterrechtlich 
geschaffenen Unionsgrundrechte, die Etablierung der Unionsbürgerschaft, 
das Verbindlichwerden der EU-Grundrechtecharta und die Verpflichtung der 
Union zum Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention einher.16 
Verdichtend verpflichtet die Präambel der Grundrechtecharta die Europäische 
Union darauf, „den Menschen in den Mittelpunkt ihres Handelns“ zu stellen.17 
All dies verlangt nach einer Neubestimmung der Position des Individuums 
im unionalen Verwaltungsgefüge. Es besteht vielfältiger Klärungsbedarf. Wen 
überhaupt meinen wir, wenn wir von „dem“ Einzelnen im europäischen Ver-
waltungsrecht sprechen? Wie ist es um das rechtliche Schicksal dieser Entität in 
den verschiedenen Organisationssphären des europäischen Verwaltungsrechts 
– im EU-Eigenverwaltungsrecht, im mitgliedstaatlichen Vollzug und im Ver-
bundverwaltungsrecht – bestellt? Welche Mechanismen bestimmen die Indivi-
dualrechtsgenese? Welche Instrumente der Rechtsdurchsetzung stehen bereit? 
Welche Veränderungen bewirkt oder erfordert die grund- und menschenrecht-
liche Neuorientierung? Was sind die Konsequenzen für die Begründungs- und 
Legitimationsstruktur individueller Rechtspositionen? Wird die funktionale 
Subjektivierung komplementiert oder gar abgelöst durch ein individuell-auto-
nomes Paradigma? Welche Strukturen der institutionellen Verantwortungstei-
lung für die Individualrechtsgewährleistung lassen sich erkennen? Dies sind 
die Forschungsfragen, die in ihren Einzelheiten Gegenstand der folgenden Un-
tersuchung sind.

14  J. Habermas, Die postnationale Konstellation, 1998, S. 91, 142 mit Blick auf die gesamte 
Unionsrechtsordnung.

15  Genauer noch sogleich Einl., III. und Teil A., II., 2.
16  Zu den Teilaspekten an dieser Stelle nur K. Kánska, ELJ 10 (2004), S. 296 ff.; H. Sauer, 

ZaöRV 65 (2005), S. 35 ff.; A. v. Arnauld, JÖR N.F. 59 (2011), S. 497 ff.; ausführlich nachfol-
gend Teil B., II.

17  Vgl. die Präambel der Grundrechtecharta, Abs. 2. Die englischen und französischen 
Sprachfassungen verorten den Einzelnen sogar im Herzen der Union; dort heißt es „the 
Union […] places the individual at the heart of its activities“ bzw. „l’Union […] place la per-
sonne au coeur de son action“.
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II. Analyserahmen: Institutionelle und individuelle  
Dimensionen des europäischen Verwaltungsrechts

Von der Ausgangsbeobachtung des Einrückens des Einzelnen in den normati-
ven Mittelpunkt des Verwaltungsgefüges der Europäischen Union bricht diese 
Arbeit auf zu einer umfassenden Analyse seiner Rechtsstellung. Die Unter-
suchung wird in einem übergeordneten Analyserahmen entwickelt, der insti-
tutionelle und individuelle Dimensionen des europäischen Verwaltungsrechts 
unterscheidet und aufeinander bezieht. Dieser Zugriff soll die komplexen und 
mehrpoligen Verwaltungsbeziehungen zwischen supranationalen und mitglied
staatlichen Organen, Bürgern und Unternehmen im europäischen Verwaltungs
verbund18 strukturieren und zugleich deren Rückführung auf je spezifische 
normative Maßstäbe ermöglichen. Der im Folgenden zugrunde gelegte Insti-
tutionenbegriff ist gekenzeichnet durch seine offene Organisationsbezogen-
heit. Institutionen des europäischen Verwaltungsrechts sind dessen „organisa-
torisch-funktionelle Sozialstrukturen“.19 Demgegenüber erschließt die indivi-
duelle Perspektive das Problemfeld aus der Sicht des Einzelnen. Dieser tritt der 
europäischen Verwaltung in bemerkenswerter rechtlicher Vielgestaltigkeit als 
Grundrechtsträger, Unionsbürger, Berechtigter der Grundfreiheiten und ein-
facher subjektiv-öffentlicher Rechte, Unternehmer und Verbraucher gegenüber. 
Die individuelle Perspektive aktualisiert sich einerseits im Zugriff supranatio-
naler und vollzugsintegrierter nationaler Behörden auf Rechtspositionen der 
Bürger und Unternehmen, andererseits in der Einbindung der europäisierten 
Vollzugsverhältnisse in ein zunehmend dichtes Geflecht der Individualrechts-
gewährleistungen.

Das Hervortreten individuell-autonomer Individualrechtsbegründungen ist 
aufgrund der starken Grundrechtsbezüge auch insoweit von Bedeutung, als es 
auf die Grenzen des disziplinären Selbststands des europäischen Verwaltungs-
rechts verweist. Während sich bei institutionellen Fragen ein deutlicher intra-

18  Zum Begriff vorläufig nur E. Schmidt-Aßmann, in: Der Europäische Verwaltungsver-
bund, 2005, S. 1 ff.

19  In der analytischen Zusammenführung verschiedener Autoren G. Winkler, Studien 
zum Verfassungsrecht, 1991, S. 433; anders mit geringerem Organisationsbezug und betont 
rechtsrealistischen Elementen das Grundkonzept bei O. Weinberger, in: Grundlagen des In-
stitutionalistischen Rechtspositivismus, 1985, S. 11 ff.; dazu im europarechtlichen Kontext 
W. Schroeder, Das Gemeinschaftsrechtssystem, 2002, S. 83 ff., 93 ff.; klassisch: M. Hauriou, 
Die Theorie der Institution und zwei andere Aufsätze (hrsg. v. R. Schnur), 1965; die Beiträge 
in R. Schnur (Hrsg.), Institution und Recht, 1968, S. 176 ff.; zur Institution als Rechtsbegriff 
O. Lepsius, in: Evangelisches Staatslexikon, 2006, Sp. 1004 (1005 ff.); aus der umfangreichen 
soziologischen Literatur nur N. Luhmann, in: Zur Theorie der Institution, 1970, S. 27 ff.; 
A. Gehlen, Der Mensch, 13. Aufl. 1986, S. 381 ff.; speziell zu Institution und Individuum im 
Recht H. Schelsky, Die Soziologen und das Recht, 1980, S. 77 ff. 
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disziplinärer Trennungsstrich zwischen europäischem Verwaltungs- und Ver-
fassungsrecht ziehen lässt, ist dies bei individualrechtlichen Problemen weitaus 
schwieriger.20 So handelt es sich im institutionellen Bereich nicht um verwal-
tungsrechtliche, sondern um verfassungsrechtliche Probleme, soweit etwa die 
Kompetenzordnung im Verhältnis von Union und Mitgliedstaaten, die demo-
kratische Legitimation des Unionsrechts, das Außenverhältnis der Union ge-
genüber dem allgemeinen Völkerrecht oder die Zugehörigkeit einzelner Mit-
gliedstaaten zur Union berührt ist.21 Demgegenüber ist bei Fragen der indivi-
duellen Rechtsbetroffenheit vor allem der Geltungsanspruch der Grundrechte 
dafür verantwortlich,22 dass die Grenzen zwischen europäischem Verwaltungs- 
und Verfassungsrecht verschwimmen.23 Denn die Grundrechte als originär ver-
fassungsrechtliche Kategorien behaupten auch und gerade gegenüber dem Ver-
waltungshandeln ihre volle Wirksamkeit und werden so zum Teil des euro-
päischen Verwaltungsrechts. Die Rechtsposition des Einzelnen gewinnt damit 
auch die Qualität einer Schnittstelle zwischen europäischem Verwaltungs- und 
Verfassungsrecht.

20  Vgl. die Thematisierung der Grundrechte im Pionierwerk von J. Schwarze, Europäi-
sches Verwaltungsrecht, 2 Bände, 1988, etwa S. 419; und die Kritik dieses weiten Ansatzes bei 
I. Pernice, NVwZ 1989, S. 332 (335).

21  Vgl. den begrifflichen Zugriff bei P. Dann, in: Europäisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. 
2009, S. 335 (341 f., 346 ff., 378 ff.).

22  Entwicklungsgeschichtlich kommt hier zum Ausdruck, dass die im nationalen Recht 
entwickelte Unterscheidung von Verfassungs- und Verwaltungsrecht einer Epoche ent-
stammt, in welcher die Grundrechte keinen Selbststand hatten und der Einzelne als origi-
näre Kategorie einen rechtlichen Ort noch nicht gefunden hatte, nämlich dem Staatsrecht 
der konstitutionellen Monarchie; vgl. O. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. 1, 1895, 
S. 9 f. mit Abgrenzung des Begriffs der Verwaltung zu einem rechtserzeugungsorientierten, 
nicht-grundrechtlichen Begriff der Verfassung, die „den Staat fertig stellen [soll], damit er 
alsdann in Gesetzgebung, Justiz und Verwaltung seine Zwecke verfolgen könne“; zudem die 
Systembildung in Abhängigkeit vom monarchischen Gesetzgeber bei G. Jellinek, System 
der subjektiven öffentlichen Rechte (2. Aufl. 1905), 1964, S. 103 und passim; demgegenüber 
zur verwaltungsrechtlichen Rechtsstellung des Einzelnen unter dem Grundgesetz die Nw. 
vorhergehend in Fn. 6 ff. sowie S. Baer, „Der Bürger“ im Verwaltungsrecht, 2006, S. 43 ff. 
und passim; Lösung von konkreten Verfassungsbezügen bei E. Forsthoff, Lehrbuch des Ver-
waltungsrechts I, 10. Aufl. 1973, S. 368, der den Widerstreit von staatlichem Zwang und in-
dividueller Freiheit als „dogmatische Grundsituation“ des Verwaltungsrechts bezeichnet, 
„welche in allen denkbaren geschichtlichen Abwandlungen des Gegenstandes bleibende Be-
deutung behalten wird“. 

23  Vgl. die Beobachtung parallel liegender Entwicklungen im Völkerrecht bei A. Peters, 
ZÖR 65 (2010), S. 3 (13 mit Fn. 47): „Globales Verfassungsrecht überlappt sich mit globalem 
Verwaltungsrecht“; normativ für die Verbindung von Konstitutionalisierung und Internatio-
nalisierung in der Verwaltungsrechtsentwicklung A. v. Arnauld, JÖR N.F. 59 (2011), S. 497 
(519).

II. Analyserahmen: Institutionelle und individuelle Dimensionen



6

III. Diskussionsverläufe

In der zeitlich überschaubaren, inhaltlich aber von einer stürmischen Entwick-
lung geprägten Wissenschaftsgeschichte des europäischen Verwaltungsrechts 
kommt der institutionellen und der individuellen Dimension ein unterschied-
licher Stellenwert zu. Maßgeblich ist die Weichenstellung in der Frühphase der 
Europäischen Gemeinschaften. Bereits in den 1950er und 1960er Jahren schlug 
die Durchdringung der administrativen supranationalen Handlungszusam-
menhänge einen institutionenbezogenen Entwicklungspfad ein. Die neuarti-
gen supranationalen Verwaltungsstrukturen der EGKS und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft24 wurden zuallererst als zweckbezogene Organstruk-
turen problematisiert. Dieser Zugriff korrespondiert der objektivrechtlich ge-
haltenen Normsprache der europäischen Gründungsverträge.25 Prägender Aus-
druck der organisatorisch-institutionellen Sichtweise ist die Einordnung der 
Gründungsverträge als „Planverfassungen“26 und der Europäischen Gemein-
schaften als „Zweckverbände funktioneller Integration“.27 Wurde die Rechts-
stellung des Einzelnen zum Forschungsgegenstand wie etwa beim Individu-
alrechtsschutz gegen das Handeln der Hohen Behörde oder der Kommission 
als ihrer Nachfolgerin, so beruhte dies regelmäßig nicht auf intrinsischen Mo-
tiven, sondern stand unter der Maxime der rechtsstaatlichen Disziplinierung 
des supranationalen Behördenhandelns.28 Auch die frühe Rechtsprechung des 
EuGH gibt Zeugnis von dieser Ausrichtung. So beruhen die grundlegenden 
Meroni-Urteile zu den Grenzen der Delegationsbefugnis der Gemeinschafts-
organe entscheidend auf dem individualschützenden Gehalt des Prinzips des 
institutionellen Gleichgewichts.29

Die institutionenbezogene Sichtweise auf das europäische Verwaltungsrecht 
blieb über Jahre der vorherrschende Forschungsansatz. Dies spiegelt in den 
1980er Jahren etwa die theoretische und empirische Durchdringung des Or-
ganisationsrecht der Europäischen Gemeinschaften durch Hilf mit der Unter-
scheidung von primären, sekundären und tertiären Organisationsstrukturen,30 

24  Zur Würdigung der globalen Neuartigkeit des supranationalen Verwaltungshandelns 
von Hoher Behörde/Kommission unter Teil D., I. 

25  Dazu noch Teil B., II. im Zusammenhang der subjektiv-öffentlichen Rechte des 
Unionsrechts.

26  C. F. Ophüls, in: Planung I, 1965, S. 229 ff.; H. Steinberger, VVDStRL 50 (1991), S. 9 
(19).

27  H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, S. 197 ff.
28  A. Schüle, ZaöRV 16 (1955), S. 227 ff.; C. H. Ule, DVBl. 1952, S. 65 ff.; G. Erler, 

VVDStRL 18 (1960), S. 7 (28) zur Maßstäblichkeit „rechtsstaatlicher Grundwerte“.
29  EuGH, Rs. 9/56 u. 10/56, Slg. 1958, 11/53 – Meroni I/II; individualschützende Deutung 

bei T. Tridimas, YEL 28 (2009), S. 216 (246).
30  M. Hilf, Die Organisationsstruktur der Europäischen Gemeinschaften, 1982; primäre 

Organisationsstrukturen sind im Modell von Hilf wie der Rat oder die Kommission unmit-
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vor allem aber das Werk von Schwarze, der das „Europäische Verwaltungs-
recht“31 zur eigenständigen Teildisziplin der Europarechtswissenschaft entwi-
ckelte.32 Die individuelle Dimension ist bei Schwarze – in Übereinstimmung 
mit dem noch immer stark unter französischer Hegemonie stehenden Entwick-
lungsstand des Gemeinschaftsrechts der 1980er Jahre – zwar präsent, tritt aber 
tendenziell hinter der institutionellen Dimension zurück. Wichtige Fragestel-
lungen des Hauptwerks „Europäisches Verwaltungsrecht“, von dessen Bedeu-
tung die Übersetzung in die wichtigsten Verkehrssprachen des europäischen 
Rechts zeugt,33 betreffen zunächst die Abgrenzung des direkten und des indi-
rekten Verwaltungsvollzugs (1. Kapitel, 3. Abschnitt), sodann – auf rechtsver-
gleichender Grundlage – Gesetzesbindung und Entscheidungsfreiheit der Ver-
waltung (3. Kapitel). Auch Rechtsinstitute mit einer im nationalen deutschen 
Kontext typischerweise subjektivierten Grundstruktur analysiert Schwarze 
mit starkem Fokus auf die institutionelle Perspektive der objektiven Rechtsbin-
dungen der Verwaltung.34 Besonders deutlich kommt dies darin zum Ausdruck, 
dass Schwarze Verfahrenspositionen wie das Recht auf rechtliches Gehör und 
die Begründungspflicht institutionalisierend unter dem Aspekt der „Rechts-
staatliche[n] Grundsätze des Verwaltungsverfahrens“ thematisiert, nicht aber 
den Aspekt der individuellen Verbürgung in den Vordergrund rückt.35 Der 
Vorteil dieses Zugriffs liegt darin, dass er dem europäischen Verwaltungsrecht 
seine Entwicklungsoffenheit im Feld zwischen den Einflüssen verschiedener 
mitgliedstaatlicher Rechtsordnungen erhält. So kann die europäische Dogma-
tik insbesondere zwischen dem subjektivierenden Zugriff der deutschen Rechts 
und der objektiven Tradition des französischen Verwaltungsrechts vermitteln.36 

telbar in den Verträgen vorgegeben (S. 13 ff.), sekundäre Organisationsstrukturen entstehen 
aufgrund von Organisationsermächtigungen der Verträge (S. 65 ff.), tertiäre Organisations-
strukturen haben keine ausdrückliche vertragliche Verankerung (S. 109 ff.)

31  J. Schwarze (Hrsg.), Europäisches Verwaltungsrecht im Werden, 1982; ders., Europäi-
sches Verwaltungsrecht, 2 Bände, 1988 (vgl. ebd., Bd. 1, S. 5 f. zum Leitbild der „Europäischen 
Gemeinschaft als Verwaltungsrechtsgemeinschaft“); ders., Europäisches Verwaltungsrecht, 
2. Aufl. 2005; wichtige vorhergehende Beiträge speziell zur Vollzugsperspektive H. Lecheler, 
Der Europäische Gerichtshof und die allgemeinen Rechtsgrundsätze, 1971; H.-W. Rengeling, 
Rechtsgrundsätze beim Verwaltungsvollzug des Europäischen Gemeinschaftsrechts, 1977; 
P. Pescatore, CDE 1978, S. 387 ff.

32  Vgl. im zeitlichen Zusammenhang auch U. Everling, DVBl. 1983, S. 649 ff.; ders., NVwZ 
1987, S. 1 ff.; E. Grabitz, NJW 1989, S. 1776 ff. sowie die Beiträge in S. Cassese (Hrsg.), The 
European Administration – L’Administration Européenne, 1987 und M. Schweitzer (Hrsg.), 
Europäisches Verwaltungsrecht, 1991.

33  J. Schwarze, European Administrative Law, 1992; ders., Droit administratif européen, 
Bd. 1 u. 2, 1994.

34  J. Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, Bd. 1 u. 2, 1988: Gleichheitssatz und Dis-
kriminierungsverbot (4. Kapitel), Verhältnismäßigkeit (5. Kapitel), Rechtssicherheit und Ver-
trauensschutz (6. Kapitel).

35  J. Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, Bd. 2, 1988, 7. Kapitel.
36  Vgl. zu diesem oft bemühten Spannungsverhältnis nur T. v. Danwitz, Europäisches 
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